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Berlin, 15. Dezember 2009  
 
 
 

GdP: Einkommensverluste ausgleichen 
 

Beschäftigte der Polizei bei Bund  
und Kommunen fordern 5 Prozent 
 
Die Beschäftigten der Polizei bei Bund und Kommunen 
erwarten von der Mitte Januar beginnenden Tarifverhandlung 
eine Erhöhung der Entgelte von 5 Prozent im Volumen. Das 
erklärte der Bundesvorsitzende der Gewerkschaft der Polizei 
(GdP), Konrad Freiberg, am Dienstag auf einer 
gemeinsamen  Pressekonferenz mit ver.di, GEW und DBB-
Tarifunion.  
 
Freiberg: „Unsere Beschäftigten in der Polizei haben in den 
letzten zehn Jahren Einkommensverluste von über zehn 
Prozent durch verschiedenste Sparmaßnahmen und 
Kürzungen hinnehmen müssen. Auch wenn die Politiker jetzt 
wieder mit der Finanzkrise kommen werden, so sei ihnen 
gesagt: Die Arbeiter und Angestellten in der Polizei haben sie 
nicht verschuldet und sie wollen auch nicht für sie bezahlen.“ 
 
Die gemeinsam mit den anderen Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes erhobene Forderung zur 
Einkommenserhöhung für 2010 sei maßvoll, aber unbedingt 
notwendig.  Freiberg: „Rund 80 Prozent unserer 
Tarifbeschäftigten müssen mit einem Bruttoeinkommen von 
höchsten 2200 Euro ihre Familien ernähren und ihren 
Kindern eine Ausbildung ermöglichen. Davon gehen noch 
ständig steigende Sozialversicherungsbeiträge und die 
Steuern ab. Das ist zum Leben zu wenig. Deshalb muss das 
Tarifergebnis eine soziale Komponente enthalten.“ 
 
Die Gewerkschaft der Polizei erwartet, dass das in der 
Einkommensrunde 2010 zu erwartende Ergebnis 
wirkungsgleich auch auf die Beamtinnen und Beamten der 
Polizei übertragen wird.  


